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Der Präsident des Bundesrates 
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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
208, Sitzung am 10, Juli 1959 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 18, Juni 1959 verabschiedeten 

Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 
— Drucksachen 34, 1142 (neu) — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs, 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Kaisen 


Bonn, den 10. Juli 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 25. Juni 1959 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Kaisen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 



Drucksache 1219 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über den zivilen Ersatzdienst 


1. § 14 

Die Absätze 2 und 3 sind wie folgt zu fassen: 

„(2) Erhebt der Ersatzdienstleistende Bedenken 
gegen die Rechtmäßigkeit einer dienstlichen An- 
ordnung und wird die Anordnung aufrecht- 
erhalten, so hat er sie zu befolgen, sofern diese 
nicht die Menschenwürde verletzt oder zu nicht- 
dienstlichen Zwecken erteilt wird oder als Ver- 
brechen oder Vergehen strafbar ist. 

(3) Befolgt der Ersatzdienstleistende eine 
dienstliche Anordnung, so ist er von der eigenen 
Verantwortung befreit, sofern nicht die Ausfüh- 
rung der Anordnung als Verbrechen oder Ver- 
gehen strafbar ist und die Strafbarkeit entweder 
von ihm erkannt wird oder nach den ihm be- 
kannten Umständen offensichtlich ist." 

Begründung 

Notwendige Anpassung an § 38 Abs. 3 und 4. 
Zwischen § 14 Abs. 2 und 3 einerseits und § 38 
Abs. 3 und 4 andererseits besteht eine nicht ge- 
rechtfertigte Diskrepanz insoweit, als in § 14 
Abs. 2 und 3 auf -die „Strafbarkeit" der dienst- 
lichen Anordnung bzw. ihrer Ausführung abge- 
stellt ist, während in § 38 Abs. 3 und 4 für die 
Frage der Verbindlichkeit der Anordnung bzw. 
der Beachtlichkeit des Irrtums darauf abgehoben 
ist, ob durch die Ausführung der dienstlichen 
Anordnung „ein Verbrechen oder Vergehen" 
begangen würde. 

2. In § 27 Abs. 2 letzter Satz 

ist das Wort „diesem" durch das Wort „ihm" zu 
ersetzen. 


Begründung 

Berichtigung eines redaktionellen Versehens. 

3. Nach § 42 ist folgender neuer § 42a einzufügen: 

„§ 42a 

Versorgungsberechtigte im Land Berlin 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz werden 
auch gewährt an Berechtigte, die ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt im Land Berlin haben. 

(2) § 95 Abs. 2 des Soldatenversorgungsgeset- 
zes gilt entsprechend." 

Begründung 

Das Gesetz enthält wie alle sogenannten Wehr- 
gesetze keine Berlin-Klausel. Um jedoch die nach 
§§ 33 und 34 vorgesehenen Versorgungs- 

ansprüche auch für in Berlin wohnende versor- 
gungsberechtigte Personen zu gewährleisten, ist 
eine entsprechende gesetzliche Bestimmung wie 
in § 95 des Soldatenversorgungsgesetzes erfor- 
derlich. 

4. § 43 ist zu streichen. 

Begründung 

Der Antrag bezweckt, die negative Saar-Klausel 
(§ 43) zu streichen. Das ist erforderlich, weil auf 
Grund der Generalklausel des § 1 des Gesetzes 
zur Einführung von Bundesrecht im Saarland 
vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 313) auch 
die gesamten Wehrgesetze im Saarland mit dem 
Ende der Übergangszeit in Kraft treten. 
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